Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1096 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Zweiten Gesetzes zur Überleitung der Haus- 
haltswirtschaft des Bundes in eine mehrjährige Finanzplanung 
(Ergänzungsgesetz zum Steueränderungsgesetz 1966) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Umsatzsteuergesetz 

1. Artikel 4 des Steueränderungsgesetzes 1966 wird 
wie folgt geändert; 

a) Hinter der Nummer 1 wird folgende Nummer 
1 a eingefügt: 

„1 a. § 7 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

(1) Die Steuer beträgt für die steuer- 
pflichtigen Umsätze im Sinne des § 1 
Ziff. 1 und 2 vier vom Hundert des Ent- 
gelts (§ 5); bei Unternehmern, deren 
Gesamtumsatz nach § 1 Ziff. 1 und 2 im 
Kalenderjahr 15 Millionen Deutsche 
Mark übersteigt, erhöht sich die Steuer 
für die diesen Betrag übersteigenden 
Umsätze von vier auf vierundeinviertel 
vom Hundert des Entgelts." 

b) Nummer 2 wird gestrichen. 

2. In Artikel 6 des Steueränderungsgesetzes 1966 
erhält die Nummer 2 die folgende Fassung; 

„2. § 55 wird aufgehoben." 

3. Artikel 7 des Steueränderungsgesetzes 1966 wird 
wie folgt geändert; 

a) Der erste Halbsatz des Absatzes 1 erhält die 
folgende Fassung: 


„Die Vorschriften des Artikels 4 Nr. 1, 
3, 4, 6 und 7 und des Artikels 6 Nr. 2 sind 
anzuwenden". 

b) Hinter Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Die Vorschrift des Artikels 4 Nr. 1 a ist 
anzuwenden auf Umsätze, die nach dem 
31. Dezember 1966 ausgeführt werden und 
für die das Entgelt nach diesem Zeitpunkt 
vereinnahmt wird. Beruht die Leistung, die 
der erhöhten Steuer unterliegt, auf einem Ver- 
trag, der vor dem 1. Januar 1967 abgeschlos- 
sen worden ist, so ist der Empfänger der 
Leistung verpflichtet — soweit keine abwei- 
chende Vereinbarung getroffen wird — , dem 
Leistenden einen Zuschlag zum Entgelt zu ge- 
währen, der der Erhöhung der Umsatzsteuer 
entspricht." 

Artikel 2 

Mineralölsteuergesetz 

§ 1 

§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Mineralölsteuergesetzes 1964 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Dezem- 
ber 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 1003) erhält folgende 
Fassung: 

„Die Steuer beträgt 
1. für 1 hl Leichtöle: 

a) rohe Leichtöle der Nummer 27.07-A-I und 
Benzolerzeugnisse der Nummern 27.07- 
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B-I-a und 29.01-D-I des Zolltarifs, nach- 
weislich aus Kohle hergestellt, 


bis zum 31. Dezember 1968 . . . 26,75 DM, 
ab 1. Januar 1969 35,00 DM, 

b) andere Leichtöle 35,00 DM, 

2, für 100 kg mittelschwere öle, Schweröle 

und Reinigungsextrakte 38,85 DM, 

3. für 100 kg Flüssiggase 45,00 DM." 


§ 2 

Bedingte Steuerschulden für Mineralöle erhöhen 
sich mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf den 
Betrag, der sich bei Anwendung der Steuersätze 
nach § 1 ergibt. 

§ 3 

(1) Mineralöle, für die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eine unbedingte Steuerschuld besteht oder 
Mineralölsteuer bereits entrichtet worden ist, unter- 


liegen einer Nachsteuer. Sie beträgt 

1. für 1 hi Leichtöle 3,00 DM, 

2. für 100 kg mittelschwere öle, 

Schweröle oder Reinigungs- 
extrakte 3,60 DM, 

3. für 100 kg Flüssiggase 5,00 DM. 


(2) Die Steuerschuld entsteht mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. Steuerschuldner ist, wer das 
Mineralöl beim Inkrafttreten dieses Gesetzes besitzt. 
Bei Beständen, die sich in diesem Zeitpunkt im Ver- 
sand befinden, geht die Steuerschuld mit dem Über- 
gang des Besitzes auf den Empfänger über. 

(3) Von der Nachsteuer befreit ist Mineralöl im 
Besitz eines Endverbrauchers in einer Menge, die 
dem Durchschnitt des Monatsverbrauchs in den 
letzten drei Kalendermonaten vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes entspricht. Endverbraucher ist, wer 
das Mineralöl ausschließlich für eigene Zwecke un- 
mittelbar verbraucht oder im eigenen Betrieb zu 
anderen Erzeugnissen als Mineralöl verarbeitet. 

(4) Der Steuerschuldner hat das Mineralöl binnen 
zwei Wochen nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes oder nach dem Empfang schriftlich der zu- 
ständigen Zollstelle anzumelden. Die Steuer ist 
ohne Anforderung zwei Wochen nach der Anmel- 
dung, für nicht ordnungsgemäß angemeldetes Mine- 
ralöl mit dem Ablauf der Anmeldefrist fällig. 

§ 4 

Das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, das sich 
infolge Änderung des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Mineral- 
ölsteuergesetzes durch § 1 dieses Artikels ergibt, ist 
in Höhe von zwei Dritteln für Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemein- 
den zu verwenden. Auf das letzte Drittel des Mehr- 
aufkommens ist Artikel 1 des Abschnitts I des 
Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom 28. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 201) in der Fassung des Artikels 


10 des Gesetzes über Umstellung der Abgaben auf 
Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 995) nicht anzuwenden. 


Artikel 3 

Gesetz über das Branntweinmonopol 

§ 1 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Haushaltssicherungsgesetz vom 
20. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), wird 
wie folgt geändert: 

In § 84 Abs. 2 wird 

1. die Zahl „1200" durch die Zahl „1300", 

2. die Zahl „850" durch die Zahl „1100", 

3. die Zahl „600" durch die Zahl „780" 

ersetzt. 

§ 2 

(1) Branntwein, der zu den in § 84 Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
bezeichneten Zwecken abgegeben worden ist, und 
Erzeugnisse, die solchen Branntwein enthalten, un- 
terliegen einer Nachsteuer. Sie beträgt für einen 
Hektoliter Weingeist 

1. 100 Deutsche Mark für den in § 84 Abs. 2 
Nr. 1, 

2. 250 Deutsche Mark für den in § 84 Abs. 2 
Nr. 2, 

3. 180 Deutsche Mark für den in § 84 Abs. 2 
Nr. 3 

des Gesetzes über das Branntweinmonopol be- 
zeichneten Branntwein und für die Erzeugnisse, die 
solchen Branntwein enthalten. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Branntwein, für 
den der Branntweinaufschlag oder der Monopolaus- 
gleich entrichtet worden ist oder geschuldet wird, 
und für Erzeugnisse, die solchen Branntwein enthal- 
ten. 

(3) Die Nachsteuer wird erhoben 

1. bei Weinen, weinhaltigen und dem Weine 
ähnlichen Getränken von der Weingeist- 
menge, von der Monopolausgleich zu 
berechnen war oder bei der Einfuhr zu 
berechnen wäre; 

2. in allen übrigen Fällen von der gesamten 
Weingeistmenge, auch wenn diese teil- 
weise aus der Verwendung von Weinen, 
weinhaltigen oder dem Weine ähnlichen 
Getränken herrührt. 

(4) Die Steuerschuld entsteht mit Beginn des 
1. Januar 1967. Steuerschuldner ist der Hersteller 
oder Händler, der die nachsteuerpflichtigen Waren im 
unmittelbaren oder mittelbaren Besitz hat. Die Nach- 
steuer ist bis zum 15. Tage des dritten Monats zu 
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entrichten, der auf die Festsetzung der Steuer folgt. 
Zahlungsaufschub ist unzulässig. Die Nachsteuer für 
Waren, die sich in einem Zollaufschublager befinden, 
wird mit der Monopolausgleichsschuld fällig. 

(5) Der Steuerschuldner hat Art, Menge und 
Weingeistgehalt der nachsteuerpflichtigen Waren 
bis zum 16. Januar 1967 schriftlich unter Angabe 
des Lagerortes bei der Zollstelle anzumelden, in 
deren Bezirk die Waren lagern. 

(6) Von der Nachsteuer befreit sind 

1. Branntwein und Erzeugnisse aus Brannt- 
wein, die sich zu Beginn des 1. Januar 
1967 in einem Branntweinbegleitschein- 
oder Branntweinlagerverkehr befinden, 

2. unverarbeiteter Branntwein und Erzeug- 
nisse, die Branntwein enthalten, wenn die 
Gesamtmenge 700 Liter Trinkbranntwein 
oder 280 Liter Weingeist nicht übersteigt, 

3. weingeisthaltige Süß- und Schokolade- 
fertigwaren, z. B. Likörpralinen, Wein- 
brandbohnen, Rumkugeln, 

4. weingeisthaltige Fruchtsäfte, Limonaden 

und ähnliche Getränke in Kleinverkaufs- i 
behältnissen, ; 

5. Weine, weinhaltige und dem Weine ähn- | 
liehe Getränke, die sich im Besitz von Ein- ; 
zelhändlern befinden, 

6. weingeisthaltige Essenzen (Aromen) in 

Kleinverkaufsbehältnissen, die sich nicht 
im Besitz des Herstellers befinden, ! 

7. weingeisthaltige Arzneimittel und Riech- 
und Schönheitsmittel in Kleinverkaufsbe- 
hältnissen, die sich nicht im Besitz des Her- 
stellers befinden, 

es sei denn, die Erzeugnisse werden ausgeführt. 

(7) Hersteller und Händler unterliegen hinsicht- 
lich der nachsteuerpflichtigen Erzeugnisse der 
Steueraufsicht. Sie haben den Oberbeamten des Auf- 
sichtsdienstes auf Anfordern die Geschäftsbücher 
und Schriftstücke über den Absatz von Waren, die 
beim Empfänger der Nachsteuer unterliegen können, 
insoweit zur Einsicht vorzulegen, als das zur Fest- 
stellung der Abnehmer der Erzeugnisse und der ab- 
genommenen Mengen erforderlich ist. 

(8) Für Branntwein zu steuerbegünstigten Zwek- 
ken (§ 84 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol), für den eine bedingte Brannt- 
weinsteuerschuld besteht, entsteht die Nachsteuer- 
schuld bedingt. Die Anmeldepflicht nach Absatz 5 
entfällt. Die Nachsteuerschuld wird zugleich mit der 
Branntweinsteuerschuld unbedingt oder fällt zu- 
gleich mit ihr weg. 

§ 3 

Branntwein, der nach dem 31. Dezember 1966 in 
Brennereien abgenommen wird (§ 59 des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol), gilt als nach dem 
31. Dezember 1966 gewonnen. 


Artikel 4 

Tabaksteuergesetz 

§ 1 

Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (ßundes- 
gesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das Sechste 
Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes vom 
17. Januar 1963 (Bundesgesetzbl. 1 S. 54), wird wie 
folgt geändert; 

1. § 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Die Steuer beträgt 

A. für Zigarren 

24,65 vom Hundert des Kleinverkaufs- 
preises, mindestens 29,55 DM für 
1000 Stück; 

B. für Zigaretten 

a) Zigaretten mit mindestens 50 vom 
Hundert Tabak, der im Erhebungs- 
gebiet geerntet ist, 

das Stück zum Kleinverkautspreis 
für 1000 Stück 

1. von 9 Pf 

bis unter 10 Pf 54,50 DM 


b) andere Zigaretten 

das Stück zum Kleinverkaufspreis 
für 1000 Stück 


2. von 9 Pf 

bis unter 10 Pf 
(§ 4 Abs. 2) 

52,55 DM 

3. von 9,5 Pf 
bis unter 11 Pf 

61,00 DM 

4. von 1 1 Pf 

bis unter 12 Pf 

65,45 DM 

5. von 12 Pf 

bis unter 13 Pf 

69,60 DM 

6. von 13 Pf 

bis unter 14 Pf 

73,45 DM 

7. von 14 Pf 

bis unter 15 Pf 

77,00 DM 

8. von 15 Pf 
und darüber 

80,25 DM; 

für feingeschnittenen Rauchtabak (Fein- 
schnitt) 

a) Feinschnitt mit mindestens 20 vom 
Hundert Tabak, der im Erhebungs- 
gebiet geerntet ist, 

, i für ein 

das Kilogramm 

Kilogramm 

1. von 24, — DM 

3,75 DM 

2. von 27,— DM 
bis 29,— DM 

6,80 DM 

3. von 30, — DM 
bis 35,— DM 

7,95 DM 
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4. von 38, — DM 

bis 42, — DM 9,50 DM, 


b) Kau-Feinschnitt 
das Kilogramm 

5. von 35, — DM 

6. von 38, — DM 

7. von 44, — DM 


für ein 
Kilogramm 

5,05 DM 
5,55 DM 
6,35 DM. 


Die weiteren Steuerklassen ent- 
sprechen den Steuerklassen 9 bis 12 
der folgenden Unterabteilung c. 


c) anderer Feinschnitt 


das 

Kilogramm 

für ein 
Kilogramm 

8. 

von 45, — DM 

14,25 DM 

9. 

von 47, — DM 



bis 48,— DM 

16,85 DM 

10. 

von 50, — DM 



bis 54, — DM 

19,45 DM 

11. 

von 56, — DM 



bis 62,— DM 

21,60 DM 

12. 

von 68, — DM 



und darüber 

25,95 DM; 

für anderen Rauchtabak als 

Feinschnitt 

(Pfeifentabak) 



a) Pfeifentabak nur aus Tabakrippen j 
das Kilogramm für ein Kilogramm j 
1. — 0,60 DM, 


9. von 32, — DM 

bis 36,— DM 6,05 DM 

10. von 37, — DM 

bis 41,— DM 7,25 DM 

11. von 43, — DM 

und darüber 8,55 DM. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Kleinverkaufspreise, zu denen Zi- 
garren versteuert werden dürfen, nach 
den wirtschaftlichen Bedürfnissen der 
Zigarrenindustrie festzulegen; 

2. den Beimischungssatz von Tabak, der 
im Erhebungsgebiet geerntet ist, in 
Absatz 1 Abteilung C Buchstabe a von 
20 vom Hundert bis auf 50 vom Hun- 
dert zu erhöhen, sobald die Versor- 
gungslage dies zuläßt; 

3. für Tabakerzeugnisse, deren Einord- 
nung in Absatz 1 zweifelhaft ist, nach 
ihren überwiegenden Merkmalen zu 
bestimmen, in welcher Abteilung des 
Absatzes 1 sie zu versteuern sind." 

2. In § 4 Abs. 1 wird hinter „§ 3" eingefügt „Abs. 1" 
und „3,00 DM" durch „3,90 DM" und „1,50 DM" 
durch „1,95 DM" ersetzt. 

3. In § 19 wird „1,00 DM" durch „1,30 DM" ersetzt. 

4. § 83 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 


b) 


c) 


d) 


Pfeifentabak mit mindestens 50 vom 
Hundert Tabakrippen 

für ein 

das Kilogramm Kilogramm 

2. von 13,— DM 

bis 15, — DM 1,60 DM, 


Strangtabak 

das Kilogramm 

3. von 13, — DM 
bis 15, — DM 

4. von 16, — DM 
bis 19, — DM 

5. von 21, — DM 
bis 25,— DM 


für ein 
Kilogramm 

0,90 DM 
1,65 DM 
2,45 DM. 


„(1) Die Steuererleichterung beträgt 

1. für Zigarren 

a) bis ZU einem Steuerbe- 
trug (§ 81 Abs. 1 Satz 2) 

von 10 400 DM 29,65 v.H., 

b) darüber hinaus bis zu 
einem Steuerbetrug von 

42 900 DM 13,85 V.H., 

c) darüber hinaus bis zu 
einem Steuerbetrug von 

116 900 DM 4,60 v.H.; 

2. für Zigaretten 

a) bis zu einem Steuerbe- 
trug von 259 600 DM .. . 11,55 v.H., 


Die weiteren Steuerklassen ent- 
sprechen den Steuerklassen 8 bis 11 
der folgenden Unterabteilung d. 


anderer Pfeifentabak 


das 

Kilogramm 

für ein 
Kilogramm 

6. 

von 

17,— DM 



bis 

19,— DM 

3,10 DM 

7. 

von 

22,— DM 



bis 

26,— DM 

3,85 DM 

8. 

von 

27,— DM 



bis 

30,— DM 

4,90 DM 


b) darüber hinaus bis zu 
einem Steuerbetrug von 

1 038 300 DM 8,45 V.H., 

c) darüber hinaus bis zu 
einem Steuerbetrug von 

2 920 100 DM 4,60 v.H. ; 

3. für Feinschnitt 

a) bis zu einem Steuerbe- 
trug von 14 300 DM .... 23,85 v. H,, 

b) darüber hinaus bis zu 
einem Steuerbetrug von 

153 200DM 15,45 v.H. ; 
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4. für Pfeifentabak 

a) bis zu einem Steuerbe- 
trug von 16 900 DM .... 30,00 v. H., 

b) darüber hinaus bis zu 

einem Steuerbetrug von 

44 200 DM 9,65 V.H.; 

5. für Zigarettenhüllen 

a) bis zu einem Steuer- 
betrug von 13 000 DM .. 19,25 V.H., 

b) darüber hinaus bis zu 

einem Steuerbetrug von 

15 600 DM 13,85 V.H., 

c) darüber hinaus bis zu 

einem Steuerbetrug von 

19 500 DM 9,25 v.H." 

5. ln § 84 werden geändert 

a) in Absatz 1 Nr. 1 die Zahl 

„165 000" in „214 100", 

Nr. 2 die Zahl 

„3 500 000" in „4 542 300", 

Nr. 3 die Zahl 

„54 000" in „70 100", 

Nr. 4 die Zahl 

„25 000" in „32 400"; 

b) in Absatz 2 Nr. 1 die Zahl 

„198 000" in „257 000", 

Nr. 2 die Zahl 

„5 500 000" in „7 137 900", 

Nr. 3 die Zahl 

„62 000" in „80 500", 

Nr. 4 die Zahl 

„27 500" in „35 700"; 

c) in Absatz 3 Buchstabe a die Zahl 

„200 000" in „259 600", 

Buchstabe b die Zahl 

„230 000" in „298 500", 

Buchstabe c die Zahl 

„248 000" in „321 900", 

Buchstabe d die Zahl 

„260 000" in „337 400", 

Buchstabe e die Zahl 

„271 000" in „351 700", 

Buchstabe f die Zahl 

„283 000" in „367 300". 


6. In § 85 werden geändert 
in Nummer 1 die Zahl 

„230 000" in „298 500", 

in Nummer 2 die Zahl 

„7 000 000" in „9 084 600", 

in Nummer 3 die Zahl 

„295 000" in „382 900", 


in Nummer 4 die Zahl 

„71 000" in „92 100", 

in Nummer 5 die Zahl 

„30 000" in „38 900". 

7. In § 86 werden geändert 

a) in Absatz 1 Nr. 1 die Zahl 

„5 500 000" in „7 137 900", 

Nr. 2 die Zahl 

„5 250 000" in „6 813 500", 

Nr. 3 die Zahl 

„250 000" in „324 500", 

Nr. 4 die Zahl 

„155 000" in „201 200", 

Nr. 5 die Zahl 

„200 000" in „259 600", 

Nr. 6 die Zahl 

„50 000" in „64 900"; 

b) in Absatz 2 Nr. 1 die Zahl 

„405 000" in „525 600", 

Nr. 2 die Zahl 

„210 000" in „272 500", 

Nr. 3 die Zahl 

„265 000" in „343 900", 

Nr. 4 die Zahl 

„65 000" in „84 400". 

8. Satz 1 des § 106 erhält die folgende Fassung: 

„Abweichend von § 3 Abs. 1 Abteilung C wird 
im Land Berlin für feingeschnittenen Rauch- 
tabak, zu dessen Herstellung nachweislich Tabak- 
rippen und im Erhebungsgebiet geerntete Tabak- 
blätter in einer Mindestmenge von 20 vom Hun- 
dert der verarbeiteten Rohstoffe verwandt wor- 
den sind, eine Steuerklasse mit einem Klein- 
verkaufspreis von 21 DM je Kilogramm und 
einem Steuerbetrug von 3,20 DM zugelassen." 

§ 2 

(1) Für einen Zeitraum von sechs Monaten vor 
dem Inkrafttreten des § 1 erhält jeder Hersteller von 
Tabakwaren Steuerzeichen alter Art nur bis zur 
Hälfte des Steuerwertes der von ihm im Jahre 1966 
bezogenen Steuerzeichen. 

(2) Neben den Steuerzeichen nach Absatz 1 er- 
hält der Hersteller auf Antrag in den letzten drei 
Monaten vor dem Inkrafttreten des § 1 Steuerzeichen 
zur Versteuerung nach den §§ 3 und 19 des Tabak- 
steuergesetzes in der Fassung des § 1. Werden 
Tabakwaren, die mit diesen Steuerzeichen versteuert 
sind (§ 10 Abs. 1 des Tabaksteuergesetzes), vor dem 
Inkrafttreten des § 1 aus dem Herstellungsbetrieb 
entfernt oder zum Verbrauch im Betrieb entnommen, 
so entsteht die Tabaksteuerschuld für sie nach den 
Steuersätzen der §§ 3 und 19 des Tabaksteuerge- 
setzes in der Fassung nach § 1. Für den Zeitpunkt 
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der Entstehung der Steuerschuld gilt § 5 Abs. 1, 
für die Bezahlung der Steuerzeichen § 12 des Tabak- 
steuergesetzes. 

(3) Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten entspre- 
chend für den Steuerzeichenbezug der Inhaber von 
Zigarrensteuerlagern und von Zollaufschublagern 
und der Personen, die Tabakwaren zum Handel ein- 
führen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend für das 
Entstehen der Steuerschuld nach § 14 Abs. 1 und 
§ 34 Abs. 2 des Tabaksteuergesetzes. 

(4) Für Tabakwaren, die sich bei Inkrafttreten des 
§ 1 außerhalb eines Herstellungsbetriebes, Zigarren- 
steuerlagers, Zollgutlagers oder Zollaufschublagers 
im unmittelbaren oder mittelbaren Besitz eines Her- 
stellers oder eines Tabakwarenhändlers befinden 
und nicht mit neuen Steuerzeichen (Absatz 2) ver- 
steuert sind, entsteht mit Beginn des 1. Juli 1967 eine 
Nachsteuerschuld in Höhe des Unterschiedes zwi- 
schen dem Steuerwert des verwandten Steuerzei- 
chens und der Tabaksteuer nach § 3 oder § 19 des 
Tabaksteuergesetzes. Steuerschuldner ist der Her- 
steller oder der Tabakwarenhändler. Die Nachsteuer 
ist innerhalb einer Woche nach Zustellung des Steuer- 
bescheides zu entrichten. Der Steuerschuldner hat 
Gattung, Menge und den früheren und den neuen 
Kleinverkaufspreis der nachsteuerpflichtigen Erzeug- 
nisse nach vorgeschriebenem Muster bis zum 3. Juli 
1967 unter Angabe des Lagerortes bei der Zollstelle 
anzumelden, in deren Bezirk die Erzeugnisse lagern. 


(5) Wer in dem Zeitraum von sechs Monaten vor 
dem Inkrafttreten des § 1 Tabakwaren, die nicht mit 
neuen Steuerzeichen (Absatz 2) versteuert sind, zum 
Weiterverkauf veräußert, hat der Zollstelle auf Ver- 
langen seine Bücher und Geschäftspapiere auch in- 
soweit zur Einsicht vorzulegen, als das zur Fest- 
stellung der Abnehmer und der abgenommenen 
Mengen erforderlich ist. 


Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

Artikel 1 und Artikel 4 § 2 treten am Tage nach 
der Verkündung, Artikel 2 und Artikel 3 am 1. Ja- 
nuar 1967 und Artikel 4 § 1 am 1. Juli 1967 in Kraft. 


Bonn, den 8. November 1966 


Dr. Barzel und Fraktion 
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